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WilWest:DerGrundstein istgelegt
Der ThurgauerGrosse Rat sagt Ja zur geplanten Strassenverbindungmit Rad- undGehwegen, übt aber auchKritik.

Hans Suter

«Ich bin kein Fan vom Begriff
Leuchtturm. Das Projekt Wil
West hat diese Bezeichnung
aber verdient», sagte die Thur-
gauer Baudirektorin Carmen
Haag zum Schluss der Debatte.
Dabei gingesumdieAufnahme
einer neuen, 550 Meter langen
Strassenverbindung und neuer
Rad-undGehwegverbindungen
von 2300 Metern Länge in je-
nemEntwicklungsgebiet in den
Gemeinden Münchwilen und
Sirnach. Regierungsrätin Car-
men Haag gab sich überzeugt,
dassWilWest äusserst attraktiv
sein werde. «Es braucht viel
Mut, ein so grosses Projekt vor-
anzutreiben. Doch ohne Mut
passiert nichts Grosses auf die-
ser Welt. Hier könnte Grosses
entstehen, stimmen Sie zu!»

Mit 103:6 folgte der Grosse
Rat ihrem Aufruf und legte da-
mit denGrundstein fürdieRea-
lisierung der Standortentwick-
lung Wil West. Der Entscheid
untersteht zwar dem fakultati-
venReferendum.Aufgrund des
klaren Abstimmungsergebnis-
ses ist aber nicht anzunehmen,
dass es ergriffenwird.

Potenzial für2000bis3000
neueArbeitsplätze
Die neue Strassenverbindung
namens Dreibrunnenallee und
dieneuenkantonalenWegebil-
den zusammen mit den vorge-
sehenenGemeindestrassenund
-wegen die zentrale Infrastruk-
turderStandortentwicklungWil
West. Mit dem Projekt soll ein
rund 33Hektaren grosses Areal
indenGemeindenMünchwilen
und Sirnach schrittweise zu
einem modernen Wirtschafts-
standort mit 2000 bis 3000
ArbeitsplätzenanzentralerLage
ausgebaut werden, um den
Thurgau und die Ostschweiz
nachhaltig zu stärken. Gleich-
zeitig sind die neue Kantons-

strasse und die Langsamver-
kehrsverbindungenTeil derGe-
samtstrategie zurEntlastungder
Stadt Wil und der Gemeinden
Münchwilen, Sirnach, Wilen
undRickenbach imRahmendes
Agglomerationsprogramms.

Mehrheitlichdafür, aberes
bestehenauchZweifel
Ausgeprägter Widerstand auf
Fraktionsebene kam nur von
den Grünen. «Die Zeit für sol-
che Projekte ist längst vorbei»,
sagte Kantonsrätin Karin Bétri-
sey (Kesswil). «Wir erwarten,
dass das Tiefbauamt den Fokus

wenigstensgleichberechtigt auf
die Fuss- und Radwege und
nicht vorallemaufStrassen rich-
tet.WirwerdendieEntwicklung
inWilWestweiterhingenaube-
obachten.» Einzelne Votanten
wie Mitte-Kantonsrat Josef
Gemperli (Fischingen)wehrten
sich gegen den immensen Ver-
lust von Kulturland. Sie hatten
wohl keine Chance in der Ab-
stimmung, ihre Anliegen blie-
ben aber nicht ungehört.

Das zeigte sich darin, dass
sich die meisten Fraktionen
zwargrossmehrheitlichodergar
einstimmig für diesen Netzbe-

schluss aussprachen, zugleich
aber einemangelndeAuseinan-
dersetzungmit demThemakri-
tisierten. Dabei rügte sich das
Kantonsparlamentgleich selbst:
EinpolitischerVorstoss, dereine
Grundsatzdebatte zum Projekt
WilWest imGrossenRat forder-
te, wurde vor einigen Jahren
durch Stichentscheid des Rats-
präsidenten verworfen.

Robert Meyer (Eschlikon)
brachtees alsFraktionssprecher
derGrünliberalenkurzundbün-
dig auf den Punkt: «Wir sind
einstimmig dafür, wenngleich
auch für uns nicht alle Fragen

geklärt sind und noch gewisse
Zweifel bestehen.»AuchChris-
tian Koch (SP, Matzingen)
sprach vielen aus dem Herzen:
«Esmuss sichergestelltwerden,
dass hier qualifizierte Arbeits-
plätzeundnicht nurHallen ent-
stehen.»

MitdenNetzbeschlüssenzur
DreibrunnenalleeunddenRad-
undGehwegenwurdemit 103:6
über Verkehrswege entschie-
den,welchedieBasis fürdasGe-
samtprojekt bilden. Damit hat
der Rat nun denGrundstein für
die praktische Realisierung des
Generationenprojekts gelegt.

So könnte die Dreibrunnenallee im Zentrum der StandortentwicklungWil West einmal aussehen. Visualisierung: PD

Weitermitder«Festbankpolitik»
DerGrosse Rat lehnt einen eigenen Parlamentssaal deutlich ab. Er will den Bürgern
Bescheidenheit signalisieren, statt sich selber einemoderne Infrastruktur zuzugestehen.

SilvanMeile

Ein Argument hatte Ueli Fisch
satt. «Glauben Sie wirklich, die
Allgemeinheit interessiere es,
dass wir an zwei Standorten ta-
gen?», fragtederGLP-Kantons-
rat in die Runde.Mehrfach stri-
chen Redner das schweizweite
Alleinstellungsmerkmal des
Thurgaus hervor, weil hier der
Parlamentssitz im Halbjahres-
rhythmus zwischendenRatssä-
len Frauenfeld undWeinfelden
pendelt. Fischbeantwortete sei-
ne Frage gleich selber: «Die
meisten Thurgauerinnen und
Thurgauerwissenesgarnicht.»

Der Grosse Rat hatte am
MittwocheineMotion ineigener
Sache zubehandeln.Turi Schal-
lenberg (SP, Bürglen) verlangte
zusammenmitUeli Fisch (GLP,
Ottoberg), Hermann Lei (SVP,
Frauenfeld) unddermittlerwei-

le zurückgetretenenGina Rüet-
schi (GP, Frauenfeld), dass der
Regierungsrat die Grundlagen
ausarbeitet, um dem Kantons-
parlamenteineneigenenSaal zu
ermöglichen.

«DieBürgerwollenwissen,
werwieabgestimmthat»
Nach zwei Jahren in der geräu-
migen Rüegerholzhalle tagten
die Kantonsrätinnen und Kan-
tonsräte erstmalswieder Schul-
ter an Schulter im Frauenfelder
Ratssaal, wo sich die Stimmen-
zähler durch die in festbankbe-
stuhlten Sitzreihen quetschen
mussten. «Jetzt verstehen Sie
mein Anliegen eventuell bes-
ser», sagt Schallenberg. «Ein
Modernisierungsschritt täteuns
gut, weg von der Festbankpoli-
tik.» Schallenberg dachte etwa
an ein elektronisches Abstim-
mungssystem. «Die Bürger, die

ich kenne, wollen wissen, wer
wie abgestimmt hat. Das Pen-
deln des Rats ist ihnen egal.»

Doch obwohl es seine Mo-
tion zum besten Zeitpunkt auf
dieTraktandenliste schaffte, die
Mehrheit des Rates folgte der
Empfehlung des Regierungsra-
tes, allesbeimAltenzubelassen.
Dieser strich hervor, dass ein
neuer Parlamentssaal mehrere
Millionen Franken kosten wür-
de.DieThurgauer Bevölkerung
wünsche aber keine «Paläste».
Einstimmig auf diesem Regie-
rungskurs war die Mitte/EVP-
Fraktion. «Wir werden als be-
scheidenes Parlament ge-
schätzt», sagte Simon Wolfer
(Mitte,Weinfelden). Zumindest
für einen Teil der GP-Fraktion
wäre gemäss Isabelle Vonlant-
hen (Balterswil) eineigenerRat-
saal eine Option. «Er muss ja
nicht auf der grünen Wiese ge-

baut werden.» Auch von der SP
kamen positive Signale.

Die rechte Ratshälfte schob
dem eigenen Ratssaal aber
einenRiegel. «Für 20Sitzungen
im Jahr ist das totaler Irrsinn»,
sagte Michèle Strähl (FDP,
Weinfelden) und blendete aus,
dass man auch eine Mehrfach-
nutzung insAuge fassenkönnte.
Ein klares Nein kam auch von
der SVP und der EDU. Jürg
Wieslis (SVP,Dozwil)Worte für
eine zeitgemässeParlamentsin-
frastruktur vermochte kaum
Parteikollegen zu überzeugen.
Zaghaft äusserte schliesslich
auch Regierungsrätin Cornelia
Komposch, dass eine gewisse
Professionalisierung angezeigt
sei. Mit 85 Nein- zu 34 Ja-Stim-
men wurde die Motion aber
bachabgeschickt.Vorerst bleibt
beimThurgauerGrossenRat al-
les beimAlten, seit 1831.

Gsaat isch gsaat

«WennChristina Pagnoncini
bei einer Abstimmung auf-
steht, schiesst sie den Egon
Scherrer fast ab.»
Ueli Fisch (GLP) verdeutlicht
die engen Platzverhältnisse im
Frauenfelder Rathaus.

«Zum Glück stehen die bei-
den seltengleichzeitig auf.»
Immerhin bietet der politische
Graben zwischenderGLP-Frau
und dem SVP-Mann ein gewis-
ser Schutz.NochmalsUeli Fisch.

«DiesesRisikogehe ichein.»
IsabelleVonlanthen (Grüne)be-
fürwortet ein digitales Abstim-
mungssystem und wirft ihre
neueFunktionals Stimmenzäh-
lerin sogleich indieWaagschale.

«Einmalmehr liegtesanmir,
den Bad Guy zu spielen. Das
mache ichgerne.»
Hermann Lei (SVP) wehrt sich
vergeblichdagegen,dassderRe-
gierungsrat auch für das zweite
Härtefallprogramm den Not-
paragrafen 44 der Kantonsver-
fassung anrufen kann.

Contact-Tracing
wirdeingestellt
Thurgau MitdemEndeder Iso-
lationspflicht nach einerCovid-
19-Infektion wird ab 1. April
2022 auch dasContact-Tracing
im Thurgau beendet. Das
schreibtderKanton ineinerMit-
teilung. Erhalten bleibe die
automatische Information an
positiv getestete Personen.
«Eingehende Anrufe und E-
Mails werden an die kantonale
Covid-Hotline umgeleitet. Die-
se istweiterhin telefonischunter
Nummer0583453440undper
E-Mail unter hotline@tg.ch er-
reichbar, jeweils vonMontagbis
Freitag von8bis 12Uhrundvon
13 bis 17 Uhr.»

Ab April fällt auch die Mas-
kenpflicht imÖV. ImThurgauer
Gesundheitswesen werde je-
docheinObligatoriumzumTra-
gen einerMaske aufrechterhal-
ten, sagte Gesundheitsdirektor
Urs Martin an der Sitzung des
Grossen Rates. Ausserdem be-
reitemansichvor, um imHerbst
gewisse Massnahmen wieder
hochfahren zu können. (sme)

Hilfe für leidende
Unternehmen
Coronapandemie Für viele
Unternehmen im Thurgau, ins-
besondere in der Gastronomie-
undEventbranche, sinddiewirt-
schaftlichen Folgen der Pande-
mie noch nicht ausgestanden.
Verordnete Einschränkungen
führtenvonDezember 2021bis
Februar 2022zuzeitweiligmas-
siven Umsatzeinbussen. Um
diese Verluste etwas abzumil-
dern,möchtederRegierungsrat
ein zweites Härtefallprogramm
mit einem Maximalbetrag von
25,3 Millionen Franken aufle-
gen.DieMaximalkosten fürden
Kanton könnten sich auf 5,06
Millionen Franken belaufen,
den Rest würde der Bund über-
nehmen.

DieAnsinnenhat aber einen
Haken: Der kantonale Beitrag
überschreitet die Finanzbefug-
nisdesGrossenRates von3Mil-
lionen Franken. Das bedeutet:
Es bedürfte einer Volksabstim-
mung für die Bereitstellung der
Mittel. Diese wäre aber frühes-
tens am 25.September 2022
möglich.Unter demgegebenen
Termindruck erachtete es der
Regierungsrat als notwendig
und rechtlich vertretbar, erneut
den Paragrafen 44 («in grosser
Not») der Thurgauer Kantons-
verfassung anzurufen.

Der Grosse Rat stimmte
dem Antrag mit 114 zu 7 Stim-
menklar zu.Gelobtwurde, dass
die Gelder diesmal von Anfang
analsnicht rückzahlbareBeiträ-
gegesprochenwerden.Kritisiert
wurde zuweilendie erneuteAn-
wendung von Paragraf 44.

Betroffene Unternehmen
könnenvom1.bis 30.April 2022
Härtefallbeiträge für dieMona-
teDezember 2021 sowie Januar
und Februar 2022 beantragen.
Die zur Bemessung notwendi-
genDokumentemüssenbis spä-
testens 30. Juni 2022 bei der
Härtefallabteilung des Amtes
fürWirtschaft undArbeit (AWA)
eingereichtwerden.Detailinfor-
mationen zum Härtefallpro-
gramm2werden spätestens am
1. April 2022 publiziert unter:
www.awa.tg.ch/haertefall. (hs)


